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VorGericht stand einMasseur, der
sich nach 20 Berufsjahren im
Sommer 2022 an zwei Patientin-
nenvergangenhaben soll.Unddas
innerhalb von zweiWochen. «Wa-
rum?», fragt sich seineVerteidige-
rin bei der Verhandlung von ges-
tern am Basler Strafgericht.

DenRichter beschäftigt bei der
Eröffnung des Verfahrens, bei
dem es zu emotionalen Szenen
kam, eine ganz andere Frage:
Zwei Frauen, die unabhängig
voneinander imAbstandvonwe-
nigenWochen ihrenMasseurwe-
gen sexueller Übergriffe anzei-
gen, «kann das ein Zufall sein»?

DemPeruanerwirdvorgewor-
fen, zwei Patientinnen während
der Therapieeinheit im Brust-
und Intimbereich berührt zu ha-
ben. Die Staatsanwaltschaft for-
dertwegenmehrfach begangener
Schändung sowie eventualiter
mehrfach begangener sexueller
Belästigung eine Freiheitsstrafe
von neun Monaten.

Die Vorwürfe stritt der Be-
schuldigte im Laufe des Verfah-
rens stets ab. «Es ist falsch», sagt
er auch vor dem Richter. Auf die
Frage, wie er sich die Anzeigen
zweier sich nicht bekannten

Frauen erklären könne, antwor-
tet er: «Ich weiss es nicht.»

Erwirkt gefasst, als ervor dem
Richter Platz nimmt. Er habemit
60 Jahren sein Pensionsgeld
abgezogen, damit er sich um sei-
ne krebskranke Frau kümmern
könne.

Geschädigte weint
während Verhandlung
Bei der Verhandlung sind beide
Zivilklägerinnen anwesend. .

Eine der beiden Frauenweint
währendderBefragungund auch
später beim Urteilsspruch, dem
sie auf eigenen Wunsch bei-
wohnt. «Es geht mir nicht gut,
nein», sagt die Portugiesin, als
der Richter sie nach ihrem Zu-
stand befragt.Aberwas genau ist
in einem der Behandlungszim-

mer der Basler Schmerzklinik
passiert? DerStraftatbestand lau-
tet wie folgt:

Das ältere der beiden mut-
masslichenOpfer befand sich im
Sommer2022 in Behandlung.Bei
einer der Sitzungen soll der Be-
schuldigte zuerst begonnen ha-
ben, ihre Stirn und ihren Bauch
mit einer Salbe einzureiben. Da-
bei soll sie leicht weggetreten
sein. Der Beschuldigte soll dar-
aufhin ihre Brustmassiert haben.

Ihr soll es daraufhin gelungen
sein, ihn zu stoppen, woraufhin
er in ihreHose gefasst haben soll.
Dies bis zur Hälfte des Scham-
beins – «ohne ihre Vagina zu er-
reichen.» Auch die zweite, jün-
gere Klägerin berichtet von Be-
rührungen an der Brust und im
Schambereich, die während ei-
ner Massageeinheit passiert sei-
en. «Er zog mir meinen BH ab
und legte seineHände aufmeine
Brüste. Ich spürte seineAtmung,
als wäre er erregt», sagt sie.

Sie habeAngst gehabt, «zu ag-
gressiv zu wirken und von ihm
vergewaltigt zuwerden».DieVer-
teidigerin des Beschuldigten
zweifelt in ihrem Plädoyer die
Aussagen der beiden Frauen an.

Sie seien in den drei Befragun-
gen von ihren Darstellungen ab-
gewichen. Die Opferanwältin
betont in ihrer Replik, dass Aus-
sagen von Opfern typischerwei-
se nicht deckungsgleich seien.

Von Schändung
freigesprochen
DerRichter gibt ihr in derUrteils-
eröffnung recht, die Aussagen
seien stressbeladen und das Ge-
hirn erinnere sich nicht lücken-
los. Er sieht den Tatbestand er-
stellt, es sei auszuschliessen,dass
es erfundene Geschichten seien:
«Wenn zwei Personen, die sich
nicht kennen,über ihrenMasseur
identischeVorfälle schildern, un-
abhängig voneinander, dann
spricht das sehr dafür, dass das
wirklich passiert ist.»

VomVorwurf der Schändung,
den die Staatsanwaltschaft am
widerstandsunfähigen Zustand
derFrauen festmacht, spricht der
Richter den Mann frei. Der Be-
schuldigte wird der mehrfachen
sexuellen Belästigung schuldig
gesprochen und erhält eine Bus-
se von 5000 Franken.

Tanja Opiasa

Masseur wegen sexueller Belästigung verurteilt
Basler Strafgericht Einem 63-jährigen Mann wird vorgeworfen, zwei Patientinnen
im Brust- und Intimbereich angefasst zu haben. Er wurde gestern schuldig gesprochen. Mögliche Wahlfälschung Rechts-

aussen-Grossrat Eric Weber
wurde gestern Morgen auf dem
Weg zum Rathaus festgenom-
men.Mit ihmwurde einweiterer
Kandidat der Volksaktion (VA)
von der Polizei verhaftet.

«Die Festnahme erfolgte,
um diese Personen befragen
zu können», sagt der Sprecher
der Staatsanwaltschaft Martin
Schütz. Bereits zur Nachmit-
tagssitzung des Grossen Rates
erschienWeber wieder.

Wie der Regierungssprecher
Marco Greiner auf Anfrage be-
stätigt, hat die Staatskanzlei An-
zeige erstattet. «Wir haben Hin-
weise aufmögliche Unregelmäs-
sigkeiten bei der Stimmabgabe
erhalten.» Es gilt die Unschulds-
vermutung.

Nicht die erste Verhaftung
Wie gross dasAusmass dermög-
lichenUnregelmässigkeit ist und
welcher Art, dazu möchte sich
Greiner nicht äussern und ver-
weist auf die laufende Untersu-
chung. Die Staatsanwaltschaft
(Stawa) ermittle zurzeit «den ge-
nauen Sachverhalt», sagt sie ge-
genüber dieser Zeitung – und
dass sie sich «mit Blick auf das
Amts- und Untersuchungsge-
heimnis» zuDetails in laufenden
Verfahren nicht weiter äussere.

Weber hat nicht zum ersten Mal
wegen möglicher Wahlmanipu-
lation Ärger. 2008 wurde er
wegen Wahlfälschung und Ein-
griff in das Wahlrecht zu einer
bedingten Geldstrafe verurteilt.

2012 verhaftete ihn die Poli-
zei zweimalwegen desVerdachts
auf Eingriff ins Stimm- und
Wahlrecht. Nach dem zweiten
Malwurde eine Untersuchungs-
haft verhängt, bis die Urnen am
Wahlsonntag geschlossenwaren.

Für dieseVerfehlungen erhielt
Weber nach den Wahlen 360
Stunden gemeinnützige Arbeit
aufgebrummt. Er hatte zwei
ältere und psychisch angeschla-
gene Frauen dazu genötigt, für
ihn wählen zu gehen.

Ebensowurde ervor zwei Jah-
ren wegen Rassendiskriminie-
rung und übler Nachrede verur-
teilt. Er hatte Videos mit sexisti-
schen und rassistischen Inhalten
auf den sozialen Medien geteilt.

Weber erhielt bei den letzten
Wahlen 748 Stimmen. Das muss
abernicht bedeuten, dass ihn tat-
sächlich so viele Personen ge-
wählt haben. Politiker können
bis zu dreimal auf derWahlliste
kumuliertwerden.Minimal 250,
maximal 748 Stimmberechtigte
haben ihn gewählt.

Nic Engel

Grossrat EricWeber
festgenommen

Sebastian Briellmann

2000Menschen haben am5.Ok-
tober an einer national organi-
sierten Demonstration für ein
«freies Palästina» teilgenommen.
Zu hören und zu sehen: eine
problematische (Bild-)Sprache.
«From the River to the Sea»,
«Zionismus isch Faschismus»,
«Israel ist Terror», «Apartheid
hat keine Existenzberechtigung»
oder «Israel Besatzerstaat im
Blutrausch». Immer dabei: der
Genozidvorwurf. Eine Flagge
Israels, anstatt mit Davidsstern
mit einer Swastika versehen.

Die BaZ schreibt: «Es ist eine
Symbolik, die sechs Millionen
Holocaust-Opfer verhöhnt.»

Wasvon dieserDemonstration
zurückbleibt, ist die Frage:Wenn
man zwei Tage bevor sich das
fürchterliche PogromderHamas-
Terroristen zum erstenMal jährt,
so äussern will: Ist das nicht ge-
schmacklose Provokation? Und
warumwird eine solche bewilligt?

Sicherheitsdirektorin
Eymann wehrt sich
Das will auch Pascal Messerli,
Präsident derBasler SVP,von der
Regierungwissen.Er ist auch be-
sorgt, ob wirklich genug gegen
Antisemitismus getan werde.
Setzt die Regierung den Mass-
nahmenplanwirklich um,«wenn
die Situation an der Universität
oder auf der StrassewährendDe-
monstrationen regelmässig aus
dem Ruder läuft»?

Konkret:Wie präsentiert sich
die aktuelle Situation «betref-
fend Antisemitismus und Isla-
mismus/Radikalisierung»? Gibt

es islamistische Gefährder? Für
die Exekutive spricht an diesem
Nachmittag die zuständige Jus-
tiz- und Sicherheitsdirektorin
Stephanie Eymann (LDP), sicht-
lich bemüht, diesem emotional
aufgeladenenThema technisch-
sachlich zu begegnen.Natürlich,
sagt Eymann, sei der Regierung
die Bekämpfung des Antisemi-
tismus ein Anliegen.

Dass die Demonstration habe
stattfinden dürfen, beantwortet
sie ausführlich: «Eswurde sorg-
fältig abgewogen, ob die öffent-
licheOrdnung und Sicherheit ge-
fährdet sind. Sonst hätten wir

diese Demonstration untersagt.»
Die Regierungsrätin erklärt wei-
ter, dass der Zug habe durch die
Innenstadt ziehen dürfen, da bei
so vielen erwarteten Personen
ein Platz wohl nicht ausgereicht
hätte.

Und sowieso: «Die Demons-
tration ist nicht grundsätzlich
als antisemitisch eingestuftwor-
den.» Eymann bedauert jedoch,
dass es «leider» auch Perso-
nen mit «offensichtlich antise-
mitischem Gedankengut» gab,
diese Parolen würden verur-
teilt, «Verstösse gegen die Dis-
kriminierungsstrafnorm sind ein

Offizialdelikt, bei Kenntnis wer-
den diese verfolgt».

Nicht viel sagt Eymann je-
doch über grundsätzliche Gefähr-
dungslagen, etwa durch Islamis-
ten. Der Nachrichtendienst des
Bundes würde über die Lage in
Kantonen und Städten nicht ein-
zeln informieren.

Roter Teppich für
Hamas-Versteher?
Die regierungsrätliche Begrün-
dung bringt Pascal Messerli erst
richtig in Rage, er setzt zu einer
fünfminütigen Brandrede an. Er
habe immer gedacht, dass man

weiter sei bei derBekämpfungvon
Judenhass, «offensichtlich ist das
falsch, habenwirRückschritte ge-
macht» – «Lippenbekenntnisse»
gebe es viele, aber immerbei kon-
kreten antisemitischenVorfällen:
«dröhnendes Schweigen»; man
dulde sie, schweige sie tot. Sei es
bei derUniversität, bei derAbleh-
nung derResolution gegenBeset-
zungen, bei Demonstrationenvon
«Hamas-Verstehern». Für solche
lege die Regierung den «roten
Teppich» aus. Und danach, «da
wird geschwiegen».

Dabei könne man durchaus
das Demonstrationsrecht, das

stets so hochgehaltenwerde, ein-
schränken, sagt der Anwalt.
«Etwa, wenn es um die Sicher-
heit der jüdischen Glaubensge-
meinschaft geht.» Darum fragt
er: «Ist das der Ernst der Regie-
rung, dass Juden sich im Tram
nicht mehr trauen, als Juden
aufzutreten?Wenn sie an einem
Samstag gewarnt werden, bloss
nicht in die Innenstadt zu gehen,
weil da irgendwelche Hamas-
Versteher demonstrieren? Ist das
Sicherheit?»

Der Grossrat versteht auch
nicht, warum die Innenstadt für
eine solche Demonstration lahm-
gelegt werden müsse: «Warum
reicht ein Platz nicht?Wennman
sich im De-Wette-Park treffen
kann, kann man auch dortblei-
ben.» Man betrachte den Unter-
schied, wie es bei den Kundge-
bungen der jüdischen Glaubens-
gemeinschaft gewesen sei: «ruhig,
feierlich, friedlich, anständig».

Wütendmacht Messerli auch,
dass es keine Informationen
zur generellen Sicherheitslage
gibt, vor allem bei islamistischer
Gefährdung. Nichts tue die
Regierung, getreu dem Motto:
«Da,woman nicht hinsieht, gibt
es keine Probleme.Was tut man
gegen Samidoun? Was läuft in
den Moscheen?»

Dasmit heiligemZorn gespro-
chene Votum endet mit einem
Fazit und einer Ankündigung:
«Beim Klima wollen wir eine
grosse Loki sein, bei der Sicher-
heit bleibenwir im Bahnhof ste-
hen. Und ich verspreche: Sollte
ich am Sonntag wiedergewählt
werden, wird es nicht Vorstösse
regnen, es wird sie hageln.»

Vorwurf: Schweigt die Basler Regierung
bei Antisemitismus?
Nach Palästina-Demo in Basel SVP-Grossrat Pascal Messerli bezichtigt die Exekutive in einer furios vorgetragenen Brandrede,
dass sie bei Judenhass nur Lippenbekenntnisse mache.

Nationale Pro-Palästina-Kundgebung in Basel unter dem Titel «Frieden in Palästina». Foto: Nicole Pont

«DieDemonstration
ist nicht
grundsätzlich
als antisemitisch
eingestuft worden.»

Stephanie Eymann
Justiz- und Sicherheitsdirektorin

Der Richter sieht
den Tatbestand
erstellt, es sei
auszuschliessen,
dass es erfundene
Geschichten seien.
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Katrin Hauser und
Andrea Schumacher

Im Klybeck beginnt schon bald
das grosseAbreissen.Die Lebens-
versicherung Swiss Life, der rund
die Hälfte des Klybeckareals ge-
hört, hat insgesamt elf Rückbau-
gesuche beimKantonBasel-Stadt
eingereicht. Betroffen sind über
ein Dutzend Gebäude.

VorOrt herrschtUngewissheit.
Alima Diouf, Geschäftsleiterin
desVereinsMigranten helfenMi-
granten, kann gar nicht glauben,
was sie da hört: «Was, die Mau-
erstrasse 2wird abgerissen?Aber
das bin ja ich! Ich arbeite an der
Mauerstrasse 2.» Diouf führt an
der EckeMauer-/Klybeckstrasse
seit über zwei Jahren einen klei-
nen Imbiss, den Qiosk. Er sollte
den eher unfreundlichen Platz
beleben.

Und nun? Sie ist ratlos. «Ich
habe keineAhnung,was passiert.
Ich bin nicht informiertworden»,
sagt sie, als diese Redaktion sie
gestern früh telefonisch erreicht.
Etwas später amTagmelden sich
die Zuständigen des Projekts bei
ihr und geben erst einmal Ent-
warnung. Bis der Bewilligungs-
prozess für die Abbruchgesuche
beendet ist, kann der Qiosk un-
verändertweitergeführtwerden.

Was Diouf stutzig macht, ist,
dass erst gerade noch an der Ga-
rage neben ihrem Qiosk gebaut
wurde: Die Swiss Life liess eine
verstärkte Tür, die sich nur mit
Badge öffnen lässt, einsetzen. Im
Areal seien an verschiedenen
Stellen solche Türen angebracht
worden, so Diouf. Der Grund ist
wohl, dass sichMenschen immer
wieder unbefugt Zutritt ver-
schafft haben.

Die Objekte, die gemässAnga-
ben im Kantonsblatt abgerissen
werden sollen, befinden sich an
der Kleinhüningerstrasse 1 und
an derMauerstrasse 1 und 2. Ge-
mäss Swiss Life handelt es sich
dabei um stillgelegte Gebäude
ohne Strom, Heizung oderWas-
ser (mit Ausnahme weniger La-
gerflächen).

Die Gebäude sind Zeitzeugen
der Basler Chemieindustrie.Ver-
schiedene Substanzen wurden
dort gelagert, produziert und ab-

gefüllt. Gemäss Altlastenexperte
Martin Forterbesteht inmanchen
Liegenschaften die Möglichkeit,
dass dort vor 1971 auch mit dem
krebserregenden Stoff Benzidin
gearbeitetwurde.K352 beispiels-
weise fungierte von 1964 bis 2014
als Farbstofffabrik und Labor.Die
krebserregende chemische Ver-
bindung o-Toluidin ist in diesem
Gebäude in grossenMengenver-
arbeitet worden, wie der Benzi-
din-Studie von Forter zu entneh-
men ist. 1999 ist ein Leck doku-
mentiert.

Reichen die
Schutzmassnahmen?
Wie stellt man sicher, dass die
Bauarbeiter, diemit demAbbruch
beauftragt werden, adäquat ge-
schützt sind? Und dass keine
giftigen Stoffe in die Luft ent-
weichen?

Die Swiss Life hat jedem ihrer
Baugesuche einen Bericht beige-
legt, in dem sie aufzeigt, wie
Mensch und Umwelt geschützt
werden sollen. Die Berichte un-

terscheiden sich nurgeringfügig.
Eine Freisetzung von allfälligen
Schadstoffen sei «ausgeschlos-
sen», da die gewähltenVerfahren
weder eine Hitze- noch Staub-
entwicklung durchmechanische
Bearbeitung vorsehen, heisst es
im Bericht zu K 352.

Alle amBau beteiligten Perso-
nen und Unternehmen würden
informiert,wie sie sich bei Hava-
rien – etwa beim Auffinden ver-
dächtiger Stoffe – zu verhalten
haben. Die Bauarbeiter tragen
eine Schutzausrüstung. Die Ar-
beiten sollen ausserdem «ohne
wesentliche Staubentwicklung»
durchgeführtwerden.Dafür sor-
gen Wasserdüsen, Staubsauger
und Nebelkanonen.

Forter kann angesichts des
aktuellen Informationsstandes
nicht beurteilen, ob die Schutz-
massnahmen ausreichen. «Dazu
müsste man wissen, wie stark
und mit welchen Schadstoffen
die Bausubstanz belastet ist.»
Auch erbetont, dass das «Verhin-
dern von Staub auf jeden Fall

elementar ist».DenBaugesuchen
ist zu entnehmen, dass auf dem
Areal spezielle Sanierungszonen
eingerichtetwerden, umbelaste-
tes Material zu reinigen. Was
nicht saniertwerden kann, soll in
Mulden oder Container entsorgt
und anschliessend mit Lastwa-
gen abtransportiert werden.

Rhystadt hat
Abbruchbewilligung bereits
Wo und wie belastetes Material
schlussendlich entsorgt wird,
geht aus den Rückbauunterla-
gen nicht hervor. Zudem sind
verschiedene Dokumente, die ei-
nen Teil der Baugesuche von
Swiss Life bilden, nur online ein-
gereichtworden. Im Bauinspek-
torat waren diese Dokumente
gestern nicht einsehbar. Dazu
gehören Untersuchungsberich-
te zu Gebäudeschadstoffen so-
wie ein Protokoll zu ergänzen-
den Materialprobenahmen vom
Juni 2024.

Ein Teil des Klybeck-Perime-
ters an der Mauerstrasse gehört

der Rhystadt AG. Sie will auf ih-
rem Areal fünf Objekte abreis-
sen. Ein eingereichtes Rückbau-
gesuch wurde vom Kanton be-
reits bewilligt, bestätigt Rhystadt
auf Anfrage dieser Redaktion.
Die Arbeiten haben jedoch noch
nicht begonnen. «Zahlreiche
Untersuchungen in den betrof-
fenen Gebäuden haben hohe Be-
lastungen in der Gebäudesubs-
tanz bestätigt,welche die Grenz-
werte deutlich übersteigen», teilt
ein Rhystadt-Sprecher mit.

Bei der Entwicklung des Kly-
beck-Areals werden nur wenige
Bauten erhalten bleiben,wie dem
städtebaulichen Leitbild zu ent-
nehmen ist. Ein Grund dafür
dürfte sein, wie stark die Bau-
substanz belastet ist.

Selbstmit aufwendigen Sanie-
rungsmassnahmen wäre in der
verbleibendenGebäudesubstanz
immernochmit Restbelastungen
zu rechnen, schreibt die Rhystadt
AGüberdie Gebäude an derMau-
erstrasse. Eine Wiederverwen-
dung derBausubstanz ist ausge-

schlossen: Sämtliches Material
muss nach Altlastenrecht ent-
sorgt werden. Rhystadt arbeitet
zurzeit amEntsorgungsplan.Die
bereits erteilte Bewilligung für
den Abriss ist drei Jahre gültig.

Ob es zur gross angelegten
Altlastensanierung auf dem
Klybeckareal kommen wird –
beziehungsweise muss – oder
nicht,wird sich bei denvon Swiss
Life geplanten Bauarbeiten aller-
dings noch nicht entscheiden.
Kritisch wird der Umgang mit
Schadstoffen nämlich dann,
wenn man zu graben beginnt.
Sobald das Erdreich nicht mehr
versiegelt ist und Wasser versi-
ckert, kommendie Schadstoffe in
Bewegung.

Die Swiss Life stellt in sämt-
lichen Baugesuchen klar, dass sie
den Boden versiegelt lassenwill.
«Es gibt keine Erdarbeiten.» Die
Bodenplatten werden vorerst an
Ort und Stelle belassen.

Und Alima Diouf? Was ge-
schieht mit ihrem Qiosk, wenn
die Bagger auffahren? «Wir sind
überzeugt, dass sichmit derwei-
teren Öffnung und Entwicklung
desAreals neue spannendeMög-
lichkeiten für den Qiosk bieten
werden, und sind mit derMiete-
rin entsprechend imAustausch»,
schreibt Swiss Life.Wahrschein-
lich wird der Imbiss also zügeln
müssen. Für Diouf ist das kein
Problem. Hauptsache, sie kann
das Angebot, das den Menschen
im Klybeck ans Herz gewachsen
ist, weiterführen.

Bald liegen die Zeitzeugen der Basler Chemie
in Schutt und Asche
Elf Abbruchgesuche fürs Klybeck Der Lebensversicherer Swiss Life will mehrere Liegenschaften im Klybeck zurückbauen,
in denen früher chemische Substanzen gelagert, produziert und abgefüllt wurden.

Alima Diouf, die Betreiberin des Qiosk an der Mauerstrasse 2, ist von den Abbruchvorhaben im Klybeck überrascht worden. Foto: Dominik Plüss
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DerRuf derPädagogischenHoch-
schule derFachhochschuleNord-
westschweiz (PH) inMuttenz be-
findet sich dieser Tage im Sink-
flug. Studierende bezeichneten
die Zustände im August gegen-
überdieserRedaktion als «katas-
trophal». Das Belegungssystem
für die Kurse: ein technisches
Desaster.DieAusbildung: zuwe-
nig praxisorientiert. Ihre eigene
Fachhochschulewürden sie nicht
weiterempfehlen, ergab eineUm-
frage unter den künftigen Lehre-
rinnen und Lehrern.Bereitswur-
den verschiedene Vorstösse in
Stadt und Land zu denMissstän-
den eingereicht.

Jetzt steigt der politische
Druck weiter: Die SP Baselland

reicht an derLandratssitzungvon
heute gleich ein ganzes Paketmit
sieben Vorstössen ein, «um die
Situation für die Studierenden
und die Dozierenden zu verbes-
sern und die Qualität der Lehr-
personen-Ausbildung hochzu-
halten», wie die Partei in einer
Mitteilung festhält.

Stärkere Verknüpfung
mit Schulen
AlsMotion und damit in verbind-
lichster Form fordert SP-Landrat
Jan Kirchmayr, dass mindestens
75 Prozent der Lehrenden an der
PHübermehrjährigeUnterrichts-
erfahrungverfügenmüssen.Tat-
sächlich besteht ebendiese For-
derung bereits, jedochwürdendie

Vorgaben derKonferenz der kan-
tonalen Erziehungsdirektorinnen
und -direktoren die Umsetzung
behindern, so Kirchmayr.

Bildungsdirektorin Monica
Gschwind (FDP) solle sich daher
bei der Konferenz dafür einset-
zen, das Reglement über die An-
erkennungvon Lehrdiplomen zu

überarbeiten. Bei den weiteren
Vorstössen handelt es sich um
weniger verbindliche Postulate
und eine Interpellation. Landrat
Ernst Schürch etwa fordert die
Regierung auf, zu prüfen,wie die
Ausbildung an derPH stärkermit
den Schulen verknüpft werden
könnte, sodass Studierende bes-
ser auf den Berufsalltag vorbe-
reitet werden.

Ebenso soll das Einschreibe-
verfahren für die Kurse überar-
beitet werden. So, dass die Stu-
dierenden ihr Studium besser
planen könnten.DerVorstossvon
Landrätin Miriam Locher zielt
derweil darauf ab, die Reduktion
der Praktikdauer an der PH zu
verhindern.

Die weiteren Vorstösse drehen
sich umdie Schulleitungsausbil-
dung; darum, dass Tandems aus
PH-Dozierenden und Lehrperso-
nen eingesetzt werden, um wie-
derumdie Praxislehre zu stärken;
sowie um Fragen zur Balance
zwischen Forschung und Lehre.
Zusätzlich dazu sei die Baselbie-
ter SP-Fraktion mit Parlaments-
mitgliedern anderer Trägerkan-
tone,namentlich Basel-Stadt, So-
lothurn undAargau, imGespräch,
damit die Vorstösse und Forde-
rungen auch in deren Parlamen-
ten eingereicht würden.

DerDruck auf die PHwird also
voraussichtlich noch weiter zu-
nehmen. Diese hatte zuletzt
zumindest Teile der Vorwürfe

seitens Studierendenschaft zu-
rückgewiesen. Das Einschreibe-
verfahren beispielsweise ermög-
liche eine «maximale Individua-
lisierung der Semesterpläne der
Studierenden». Wobei man die
aufgetretenen technischen Pro-
bleme im System bedauere.

Nach der eingangs erwähnten
Umfrage unter den Studierenden
lud Guido McCombie, Direktor
der PH Muttenz, Vertreterinnen
und Vertreter der Studierenden
zum Gespräch ein. Die Hoch-
schule nehme Kritik stets ernst
und habe schon einigeMassnah-
men eingeleitet, hiess es Ende
August.

Anja Sciarra

Politischer Grossangriff auf FHNW inMuttenz
Krise an der PH Die SP Baselland reicht sieben Vorstösse zur Behebung der Missstände an der Pädagogischen Hochschule ein.

Der Druck auf
die PHwird
voraussichtlich
nochweiter
zunehmen.


